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Xlll. -Gesetzgebunsspe.riode 

AHFHAGEBEAN'i:'.IOTITUNG 
betreffend die schriftliche Anfrage der Abgeordneten ZUlIl 

Nationalrat Dr. Lanner und Genossen, Nr. 1400/J vom 
11. Juli 1973: "Einführungeiner Pauschalgebühr für die 
Neuherstellung von Fernsprechanschlüssen". 

Zu obiger Anfrage erlaube ich nir folgendes citzuteilen: 

Zu P~~kt .21 
Im Falle der Einführung einer Pauschalgebühr für die Neu­
herstellung von Pernsprechansehlüssen würde die bisher 

geübte Art der Förderung ~on Telefonanschl~ßßellieinsc!laften 

eingestellt "",erden. DiePauschalgebüh:r' müßte Ül der' Oesc,nt­

hei t kostendeckend sein. Dies hätte .zur Folge 1 da.ß Anschluß··· 

werber im v~rbauten Gebiet zugunsten der Anschlußwerter im 

ländlichen Rg,um stärker finanziell belastet '.verden: \'iOgeg\311 
die Anschlußwerber im ländlichen Raum eine Gebühr zahle~, 

die unter den ta.tsächlichen Herstellungskosten für ih::::,e 
Anse (,' .. 1''+ ~J' d . A' t ' . . c' t ~-~ .. -~.Lusse _J_eg 0. ,nt;er .lesern EiliG.<\. erscnlene es nl LI. 

vertretbar} die Anschlußwerber in ländlichen Haum zl1.sät2',­
lieh zu fördern. 

Für die Unterstützung in Härtefällen (z.B. extrem ungün:::;tig 

gelegene Gehöfte, die mter Umständen nicht unter die ?ausc:na­

liel'ung fallen:), \'läre dan,,"1 aus anderenHi tteln (z.13. Grüner 

Plan) zu s·orgen. 

Zu Plmkt 2) 
--------___ ••• 006._ •• , ........ 

Das bisher ge~jbte FÖl'deru:ngssystem hat sich in Oberösterrei.ch 

offenbar gut bewährt; zumindest sind von dort keine nennens-
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keite~ nicht fertig geworden, was zur Folge hatte, daß ~er­
schiedene Stellen (Amt der NÖ Landesregierung, Bundesr:ÜnißtcriuI:J. 

für Land- und lllorstwirtschaft, Präsidentenkonferenz der IJund­

wirtschaftsknnmern) gegen die bis}ler geübt~ Art der Förderung 

Stellung nahmen. Der Hauptgrund lliefür dUrfte darin liegen, 

daß bei der bisher gehandhabten FUrderung die Kostennivcllierl1ng 

innerhalb der Ansehlußgemeinsehaften auf mehr oder minder 

freiwilliger Basis erfolgt. Außerhalb Oberösterreich golingt 

es offenbar nicht, Außenseiter bei der Stange zu halten, sod8.ß 

von der Post- und Telegraphenverwaltung Zwangsmaf3nahmen gegen 

derartige Außensei tel' (in d·er Form, daß diese, auch wenn sie 

. später ihren Telefonanschluß außerhalb der gemeinsamen Aktion 

herstellen lassen, dieselbe Gebühr zahlen müssen, die sie bei 

einer Kostennivellierung innerhalb der Gemeinschaft zu be-­

zahlen gehabt hätten) gefordert \'lerden. Eine Erfüllung dieses 

Wunsches könnte aber n2.ch" der Ansicht der -Post- u.nd Te1e5raphen-­

verwaltung nur in Forrn einer Pauschalgebühr erfolger;-- Die 

Einführung einer solchen Pauschalgebühr würde z\·:ar eine 

Ve!~nünderung des adEünistrati ven Aufwandes ni t sich bringen, 

jedoch sehr große finanzielle Aufviendungen für den Ortsnetz­

äusoau notwend.ig nachen, 

NclCh meiner· Neinune; geht auch der Antrag 49/A der Abgeord­

neten D1'. Lanner und Genossen, '.'lelche1' vorsieht, daß bet 

Herstellungsgebühren, die eine bestiEimte Höhe übersteigen~ 

der übefsteigende Betrag zu subventionieren ist, in irgend­

einer Form auf eine Art Einhei tsgebühr - zuründest n;;.!, die 

kostspieligeren Anschlüsse - hiilaus. Die Überlegulleen be­

züglich der Einführung einer pauschalj_erten AnschllU3gebühr 

sind demnach in erster Linie auf Interventionen von Seiten 

der Ilandwir:tschaft zurückzuführen. 
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~u den P~~kten 3) und 4) 

Auch ich bin der Auffussilllg, daß durch die geraeinsame Herstellung 

einer größeren Zahl von Anschlüssen auf begrenztem Raum der 

Ausbau wirtschaftlicher ist, wodurch sich die Anechlußko~)ten 

reduzieren und ein beschleunigter Ausbau des Telefonnetzes er­

ziel t wird. Die Einwendl1..11gen gegen das Sys tern der Telefon&n­

schlußgerneinschaften Hurden - wie' unter Punkt 2) berei ts D.US"~ 

geführt - von Vertretern der Land\'lirtscnaft erhoben. Auf Grund 

die seI' Einwendungen wird untersucht, in~vievTei t durch die Birl-­

führung einer generellen Anschlußgebühr die aufgezeigten 

Schwierigkeiten beseitigt werden könnten. 

Wien, 1973 08 17 
Der Bund e srJirli s t er: 
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